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Mutterschutz, Elternzeit und Elterngeld 

 
 
Liebe Kollegin, lieber Kollege, 
 
mit vorliegendem Informationsblatt, möchten wir dir einen kurzen Überblick zu den Themen Mutterschutz, 
Elternzeit und Elterngeld geben.  
 
 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung! 
 

V.i.S.d.P.: Sebastian Jung, GEW Bayern, Schwanthalerstraße 64, 80336 München  

 

// INFORMATION FÜR KOLLEG*INNEN: KINDER // 

www.gew-bayern.de 



  

Mutterschutz 
Mitteilung an die Behörde 
Auch wenn es keine Pflicht gibt, den Dienstherrn über 
eine bestehende Schwangerschaft zu informieren, ist 
dies in der Regel sehr sinnvoll, weil nur dann die ein-
schlägigen Schutzvorschriften zur Anwendung kom-
men können. Dabei ist der voraussichtliche Entbin-
dungstermin mit dem Attest mitzuteilen, spätestens 
zehn Wochen vor dem errechneten Entbindungster-
min. Die Gebühr für das Attest trägt der Dienstherr. 
 
Dauer der Schutzfrist 
Die Schutzfrist beginnt sechs Wochen vor dem errech-
neten Geburtstermin. Die achtwöchige nachgeburtli-
che Schutzfrist verlängert sich um den Zeitraum, um 
den sich die Sechs-Wochen-Frist vor 
dem errechneten Geburtstermin ggf. 
verkürzt hat. Bei Früh- und Mehr-
lingsgeburten erhöht sich die nach-
geburtliche Schutzfrist auf zwölf Wo-
chen. Maßgebend dafür ist die Be-
stätigung des Arztes bzw. der Ärztin 
oder der Hebamme und die Vorlage 
der Geburtsurkunde innerhalb von 
14 Tagen nach der Entbindung.  
 
Arbeitsentgelt bei Arbeitnehmerinnen 
Bei der Ermittlung des Arbeitsentgelts bei Beschäfti-
gungsverboten werden gemäß § 11 MuSchG nicht nur 
allgemeine Verdiensterhöhungen, sondern auch dau-
erhafte Verdienstkürzungen, die während oder nach 
Ablauf des Berechnungszeitraums eintreten und nicht 
auf einem mutterschutzrechtlichen Beschäftigungs-
verbot beruhen, berücksichtigt. Entsprechendes gilt 
bei der Ermittlung des Zuschusses zum Mutterschafts-
geld gemäß § 14 MuSchG. 
 
Rechte während der Schwangerschaft 
Während einer Schwangerschaft darf eine Beamtin 
auf Probe bzw. Widerruf bis vier Monate nach der Ent-
bindung nicht gegen ihren Willen entlassen bzw. einer 
Arbeitnehmerin nicht gekündigt werden. Sie darf 
während der Schwangerschaft oder, solange sie stillt, 
nicht zur Mehrarbeit herangezogen werden. 
Die Schwangere kann eine Freistellung von der Ar-
beitsleistung unter Fortzahlung der Bezüge für die 
Durchführung der Untersuchungen im Rahmen der 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung bei 
Schwangerschaft und Mutterschaft beanspruchen. In 
der privaten Krankenversicherung versicherte Frauen 
sind entsprechend zu behandeln. 
Ausfallzeiten wegen mutterschutzrechtlicher Beschäf-
tigungsverbote gelten bezüglich des Urlaubsan-
spruchs als Beschäftigungszeiten und führen nicht zu 
einer Kürzung des Urlaubsanspruchs. Hat die Schwan-
gere ihren Urlaub vor Beginn der Beschäftigungsver-
bote nicht oder nur teilweise erhalten, so kann sie 
nach Ablauf der Beschäftigungsverbote den Restur-
laub im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr be-
anspruchen (§ 17 MuSchG bzw. § 10 BayMuttSchV). 

 

Elternzeit 
Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollen-
dung des dritten Lebensjahres des Kindes; ein Anteil 
von bis zu zwölf Monaten ist auf die Zeit bis zur Voll-
endung des achten Lebensjahres übertragbar, wenn 
zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
Das gilt auch bei einem angenommenen oder in Pflege 
genommenen Kind. Die Mutterschutzfrist wird auf die 
mögliche dreijährige Gesamtdauer der Elternzeit an-
gerechnet. Die Mutterschutzfrist führt nicht zu einer 
Verlängerung der Elternzeit über das dritte Lebens-
jahr hinaus. 
 
Elternzeit steht beiden Eltern zu. Sie können sie, auch 

anteilig, jeweils allein oder 
gemeinsam nehmen. Die 
Höchstdauer der Elternzeit 
beträgt unabhängig von ei-
ner alleinigen oder gemein-
samen Inanspruchnahme 
durch die Eltern drei Jahre. 
Während der Elternzeit ist 
den Beamt*innen auf An-
trag eine Teilzeitbeschäfti-

gung im Beamtenverhältnis beim selben Dienstherrn 
im Umfang von bis zu 30 Stunden wöchentlich zu be-
willigen, wenn zwingende dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen (§ 12 UrlV). Auch bei Arbeitneh-
mer*innen ist eine Teilzeitbeschäftigung mit einer 
wöchentlichen Arbeitszeit von bis zu 30 Stunden zu-
lässig. Über den Antrag auf Verringerung der Arbeits-
zeit soll eine Einigung innerhalb von vier Wochen er-
zielt werden. Wird bereits vor der Elternzeit eine Teil-
zeitbeschäftigung bis zu 30 Stunden ausgeübt, kann 
diese ohne Antrag fortgesetzt werden. 
Mit Zustimmung des Arbeitgebers kann die Teilzeitbe-
schäftigung auch bei einem anderen Arbeitgeber oder 
als Selbstständige*r ausgeübt werden (§ 15 BEEG). 
 
Neuerung für Eltern von ab dem 1. Juli 2015 gebore-
nen Kindern 
Elternzeit kann in drei statt wie bisher nur zwei Ab-
schnitte aufgeteilt werden. Bis zu 24 Monate Eltern-
zeit können zwischen dem dritten und achten Ge-
burtstag des Kindes beansprucht werden. Eine Zu-
stimmung des Arbeitgebers ist nicht mehr erforder-
lich. Der Arbeitgeber kann eine Elternzeit in diesem 
Zeitraum nur aus dringenden betrieblichen Gründen 
ablehnen. 
 
Inanspruchnahme 
Die Inanspruchnahme von Elternzeit ist grundsätzlich 
unabhängig vom Bezug des Elterngeldes möglich. 
Die Elternzeit soll sieben Wochen vor Beginn schrift-
lich beantragt werden. Dabei soll angegeben werden, 
für welchen Zeitraum oder für welche Zeiträume in-
nerhalb von zwei Jahren Elternzeit in Anspruch ge-
nommen werden soll. Für Arbeitnehmer*innen ist die 
Aussage zur Inanspruchnahme zwingend. Bei 



  

Beamt*innen kann die Frist von sieben Wochen um 
bis zu acht Wochen verlängert werden, wenn zwin-
gende dienstliche Gründe dies erfordern. Bei Be-
amt*innen im Schul- und Hochschuldienst sind Unter-
brechungen der Elternzeit, die überwiegend auf die 
Schulferien oder die unterrichtsfreie Zeit entfallen, 
nicht zulässig. Bei der Wahl von Beginn und Ende der 
Elternzeit dürfen Schulferien oder die unterrichtsfreie 
Zeit nicht ausgespart werden. 
 
Krankenversicherung 
Beamt*innen sind während der Elternzeit beihilfebe-
rechtigt. Von den Krankenversicherungsbeiträgen 
werden bis zu 30 EUR (bis Besoldungsgruppe 11 bis zu 
80 EUR) monatlich erstattet, wenn vorher das Grund-
gehalt nicht über der Versicherungspflichtgrenze in 
der gesetzlichen Krankenversicherung lag. 
Die Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger in der ge-
setzlichen Krankenversicherung bleibt beitragsfrei 
aufrechterhalten. 
 
Auswirkungen (Dienstzeit, Versorgungsbezüge, 
Rückkehr an die ehemalige 
Stelle) 
Der Dienstzeitbeginn wird 
um Zeiten der Inanspruch-
nahme von Elternzeit wäh-
rend der Probezeit vorver-
legt. Beim Stufenaufstieg in 
der Besoldungsgruppe wer-
den für jedes Kind Elternzei-
ten bis zu drei Jahren ange-
rechnet. Das Ruhegehalt er-
höht sich grundsätzlich für 
Zeiten der Beamt*innen zu-
zuordnenden Kindererziehung um einen sogenannten 
Kindererziehungszuschlag. Wie bei allen Beurlaubun-
gen besteht im Anschluss an die Elternzeit kein 
Rechtsanspruch auf Rückkehr an die ehemalige Stelle. 
 

Elterngeld 
Elterngeld wird für Lebensmonate des Kindes gezahlt, 
nicht für Kalendermonate. Dies sollten die Eltern bei 
der Anmeldung ihrer Elternzeit berücksichtigen, wenn 
sie währenddessen Elterngeld beziehen möchten. 
Elterngeld kann in den ersten 14 Lebensmonaten in 
Anspruch genommen werden. Ein Elternteil kann min-
destens für zwei Monate (Mindestbezugszeit) und 
höchstens für zwölf Monate Elterngeld in Anspruch 
nehmen. Beide Eltern haben grundsätzlich gemein-
sam Anspruch auf insgesamt zwölf Monatsbeträge, 
die jeweils für Lebensmonate des Kindes zustehen. 
Anspruch auf zwei weitere Monatsbeträge haben die 
Eltern, wenn beide vom Angebot des Elterngeldes Ge-
brauch machen möchten (Partnermonate). Anspruch 
auf die Partnermonate besteht, wenn sich bei den 

Eltern für zwei Bezugsmonate das Erwerbseinkom-
men mindert (etwa durch Arbeitszeitreduzierung 
während der Elternzeit oder im Mutterschutz). 
Bei Mehrlingsgeburten oder älteren Geschwisterkin-
dern kann sich der nach den allgemeinen Regeln zu-
stehende Elterngeldanspruch erhöhen.  
Informationen zum Elterngeld sind u. a. über die Ad-
resse www.zbfs.bayern.de zu erhalten. Ein Elterngel-
drechner steht unter der Adresse https://familienpor-
tal.de/familienportal/rechner-antraege/elterngel-
drechner bereit. 
 
Neuerung für Eltern von ab dem 1. Juli 2015 gebore-
nen Kindern 
Für sie gibt es die Möglichkeit, zwischen dem Bezug 
des bisherigen Elterngeldes (»Basiselterngeld «) oder 
dem Bezug vom sogenanntem »ElterngeldPlus« zu 
wählen oder beides zu kombinieren. Das Basiseltern-
geld wird an die Eltern für maximal 14 Monate ge-
zahlt, wobei sich Vater und Mutter den Zeitraum frei 
untereinander aufteilen können. Ein Elternteil kann 
dabei mindestens zwei und höchstens zwölf Monate 

für sich in Anspruch nehmen. 
Wenn beide Elternteile sich 
an der Kinderbetreuung be-
teiligen und Elternzeit neh-
men, gibt es zwei weitere 
Monate.  
Alleinerziehende können die 
kompletten 14 Monate El-
terngeld in Anspruch neh-
men. Das ElterngeldPlus be-
kommen Eltern bereits wäh-
rend des Elterngeldbezuges, 
wenn diese mit einer gewis-

sen Stundenzahl arbeiten gehen. Dabei bekommen sie 
das Elterngeld doppelt so lange (allerdings in maximal 
halber Höhe). Aus einem bisherigen Elterngeldmonat 
werden zwei ElterngeldPlus-Monate. Wenn beide El-
ternteile sich entscheiden, gleichzeitig für vier Mo-
nate jeweils 25 bis 30 Stunden in der Woche zu arbei-
ten und sich damit die Kinderbetreuung zu teilen, er-
halten sie vier zusätzliche ElterngeldPlus-Monate pro 
Elternteil. 
 
Neu in Bayern: Familiengeld 
Neben den bundesweiten Leistungen, wie Elterngeld 
und Kindergeld hat der Freistaat Bayern das sog. Fa-
miliengeld eingeführt. Dieses löst das Betreuungs- 
und Landeserziehungsgeld ab. Weitere Informationen 
sind auf der Seite des Bayerischen Familienministeri-
ums zu finden: https://www.stmas.bayern.de/famili-
engeld/index.php 
  
 
 
GEW: 
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Antrag auf Mitgliedschaft 
Online Mitglied werden: www.gew.de/mitglied-werden 
 
Bitte in Druckschrift ausfüllen: 

Persönliches Berufliches (bitte umseitige Erläuterungen beachten) 
  

 ________________________________________________________  
Nachname (Titel), Vorname 
 

 ________________________________________________________  
 Berufsbezeichnung (für Studierende: Berufsziel) bzw. Fachgruppe 
 

 ________________________________________________________  
Straße, Nr. 
 

 ________________________________________________________  
 Diensteintritt / Berufsanfang (Monat/Jahr) 

 ________________________________________________________  
Postleitzahl, Ort 
 

 ________________________________________________________  
 Tarif- / Besoldungsgebiet 

 ________________________________________________________  
Telefon / E-Mail 
 

 ________________________________________________________  
 Monatliches Bruttoeinkommen (falls nicht öffentlicher Dienst) 

 
 ________________________________________________________  
Geburtsdatum                                          Staatsangehörigkeit 
 

 ________________________________________________________  
 Tarif- / Besoldungsgruppe           Stufe          seit (Monat/Jahr) 

 ________________________________________________________  
gewünschtes Eintrittsdatum 
 

 ________________________________________________________  
Betrieb / Dienststelle / Schule 

 ________________________________________________________  
bisher gewerkschaftlich organisiert bei         von/bis (Monat/Jahr) 
 

 ________________________________________________________  
 Träger des Betriebs / der Dienststelle / der Schule 

 
○ weiblich  
○ männlich 

 ________________________________________________________  
 Straße, Nr. des Betriebs / der Dienststelle / der Schule 
 

 
 

 ________________________________________________________  
 Postleitzahl, Ort des Betriebs / der Dienststelle / der Schule 

Beschäftigungsverhältnis: 
○ angestellt 
○ beamtet  
○ teilzeitbeschäftigt mit  ____ Std./Woche 
○ teilzeitbeschäftigt mit  ____ Prozent 
○ Honorarkraft 
 

 
○ beurlaubt ohne Bezüge bis _________ 
○ in Rente/pensioniert  
○ im Studium 
○ Altersteilzeit 
○ in Elternzeit bis _________ 

 
○ befristet bis _________ 
○ Referendariat/Berufspraktikum 
○ arbeitslos 
○ Sonstiges _______________________ 

Jedes Mitglied der GEW ist verpflichtet, den satzungsgemäßen Beitrag zu entrichten. Mit meiner Unterschrift auf diesem Antrag erkenne ich 
die Satzung der GEW an. 

 
 
 ________________________________________________________  
Ort, Datum 
 

 
 
 ________________________________________________________  
Unterschrift 
 

SEPA-Lastschriftmandat 
 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt  
Gläubiger-Identifikationsnummer: DE31ZZZ00000013864  

Ich ermächtige die GEW, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der 
GEW auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.  

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es 
gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 
 
_________________________________________________________ 
 Nachname, Vorname (Kontoinhaber/in) 

_______________________________   _   _   _   _   _   _   _   _ | _   _   _ 
Kreditinstitut (Name und BIC) 
 

 _  _   _   _ | _   _   _   _ | _   _   _   _ | _   _   _   _ | _   _   _   _ | _   _ 
 IBAN  

_________________________________________________________    
 Ort, Datum                                              Unterschrift 
 

Die uns von Ihnen angegebenen personenbezogenen Daten sind nur zur Erfüllung unserer satzungsgemäßen Aufgaben auf Datenträgern ge-
speichert und entsprechend den Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes geschützt.  

Bitte senden Sie den ausgefüllten Antrag an den für Sie zuständigen Landesverband der GEW bzw. an den:  
GEW-Hauptvorstand, Postfach 90 04 09, 60444 Frankfurt 

Vielen Dank! 

Ihre GEW 

 

 
 
 


